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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Florian 
von Brunn, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl, Her-
bert Woerlein, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Na-
tascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Si-
mone Strohmayr, Margit Wild, Susann Biedefeld 
und Fraktion (SPD) 

Reform der Lebensmittelüberwachung: Transpa-
renz und echte Reformen statt Desinformation, 
Bürokratieaufbau und Selbstbedienung  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ dem Landtag umgehend mündlich wie schriftlich 
zu berichten, für welche Bereiche die geplante 
neue Kontrollbehörde für Lebensmittelsicherheit 
und Veterinärwesen zuständig sein soll, 

─ mit welcher fachlichen Begründung die Behörde in 
Südbayern gerade in Erding, im Stimmkreis der 
Staatsministerin für Umwelt und Verbraucher-
schutz, angesiedelt werden soll, 

─ warum sie keine Zuständigkeit für Betriebe im 
Bereich der kreisfreien Städte bzw. dort hat, wo 
kommunale Veterinärämter existieren, und 

─ welche „komplexen Betriebe“ sie überwachen soll 
(u.a. Art und Anzahl). 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, in 
dem o.g. Bericht zu erläutern 

─ warum sie bei der Organisationsreform von den 
Vorschlägen des Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs (ORH) in seinem „Gutachten zur Struk-
tur und Organisation des amtlichen Veterinär-
wesens und der Lebensmittelüberwachung“ ab-
weicht, 

─ wie sie im Rahmen ihrer Organisationsreform die 
vom ORH benannten Probleme personell kleiner 
Kontrolleinheiten lösen will und 

─ welche Rolle und Funktion die Spezialeinheit Le-
bensmittelsicherheit des Landesamts für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit (LGL) in Zukunft 
haben soll. 

Außerdem ist dem Landtag umgehend mündlich wie 
schriftlich 

─ über den aktuellen Umsetzungsstand des vom 
ORH vorgeschlagenen „13-Punkte-Programms“, 

─ und über die Ergebnisse etwaiger Personalbe-
messungen (Personalbedarfsanalysen) sowohl für 
die geplante neue Kontrollbehörde als auch für 
das LGL, insbesondere den Laborbereich, sowie 
für die Kontrollbehörden an den Landratsämtern, 
zu berichten. 

Falls bis dato keine umfassende Personalbemessung 
stattgefunden hat, ist diese zeitnah durchzuführen, 
und dem Landtag darüber im unmittelbaren Anschluss 
daran mündlich wie schriftlich zu berichten. 

 

 

Begründung: 

Nach dem Lebensmittelskandal um Bayern-Ei hatte 
die Staatsregierung den Bayerischen Obersten Rech-
nungshof beauftragt (ORH), ein Gutachten über 
„Struktur und Organisation des amtlichen Veterinär-
wesens und der Lebensmittelüberwachung“ zu erstel-
len. In seiner Expertise hat der ORH vielfältige Prob-
leme und Schwachstellen identifiziert. Der ORH hat 
vorrangig die Umsetzung eines von ihm vorgeschla-
genen „13-Punkte-Programms“ zur Behebung dieser 
Defizite gefordert. Erst in einem zweiten Schritt plä-
dierten die Gutachter für eine Organisationsreform. 

Die Staatsregierung hat mit Blick auf das ORH-Gut-
achten nicht nur das Pferd von hinten aufgezäumt, 
weil sie die Organisationsreform vor die Bewältigung 
der 13 Punkte gestellt hat. Ihr Vorgehen ist zudem 
völlig intransparent und wirft zahlreiche kritische Fra-
gen auf. 

Die geplante Ansiedlung der neuen Sonderbehörde 
für den südbayerischen Raum in Erding, dem Stimm-
kreis der Staatsministerin für Umwelt und Verbrau-
cherschutz, und einem der Landkreise mit der bay-
ernweit niedrigsten Arbeitslosigkeit, und nicht etwa am 
Standort des LGL in Oberschleißheim, ist fachlich 
völlig intransparent. Dieses Vorgehen erweckt den 
Eindruck, dass hier durchschaubare politische Gründe 
für die Standortwahl ausschlaggebend waren. 

Auch die Zahl der Stellen für die neue Sonderbehörde 
wurde festgelegt, bevor die Antworten der Bezirksre-
gierung bzw. Landkreise auf die eigene Anfrage der 
Staatsregierung dazu vorlagen. Bis dato scheint of-
fenkundig keine Personalbedarfsanalyse durchgeführt 
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worden zu sein, obwohl dies nicht nur der ORH emp-
fohlen hat, sondern auch die Fachverbände der Vete-
rinäre und Lebensmittelkontrolleure seit langem for-
dern. Im Bereich der Lebensmittelkontrolleure sind 
nach Auskunft des Verbands bei der Expertenanhö-
rung im Landtag derzeit zum Beispiel 10 Prozent der 
Planstellen nicht besetzt. 30 Prozent der Kontrolleure 
gehen zudem in den nächsten zehn Jahren in den 
Ruhestand. 

Weder dem Landtag noch der Öffentlichkeit ist zum 

Beispiel bekannt, ob und wie die vom ORH in seinem 
13-Punkte-Programme angesprochenen Defizite an-
gegangen werden, obwohl gerade das vom ORH an 
die erste Stelle gerückt worden war. Bisher hat das 
Staatsministerium nur verlauten lassen, dass es Ar-
beitsgruppen und Arbeitskreise eingerichtet hat. Die 
permanente Nicht-Information von Landtag und Öf-
fentlichkeit, die bereits den Umgang mit dem Le-
bensmittelskandal „Bayern-Ei“ gekennzeichnet hat, 
wird nahtlos fortgesetzt. 

 



Mit einem weinenden Auge sehen wir die Belassung
der Grenze bei den Gemeinden, weil der Landver-
brauch nicht nur durch Spekulation von außen, son-
dern auch durch die Gemeinden mit Anforderungen
an die Flächen bezüglich Gewerbeflächen und Bau-
gebieten verursacht wird. Ich meine, wir sollten die
Situation in dem weiteren Verfahren genau betrachten
und prüfen, ob eine andere Lösung gefunden werden
kann.

Insgesamt stehen wir dem Gesetzentwurf positiv ge-
genüber.

Noch etwas zu der Anmerkung des Kollegen bezüg-
lich des Forstes. Da der Forst nicht in dieses Gesetz
aufgenommen wurde, würde ich anregen, für diesen
Bereich eine andere Lösung, eine Extra-Lösung vor-
zulegen.

Insgesamt ist es unser Ziel, dass landwirtschaftliche
Betriebe einfacher an landwirtschaftliche Flächen
kommen. Dem tritt das Gesetz nahe. Ich bin auf die
weiteren Beratungen in den Ausschüssen gespannt.
Wichtig ist, dass wir dem alten Sprichwort "Bauern-
land in Bauernhand!" wieder mehr Geltung verschaf-
fen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Beifall bei Abgeord-
neten der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage
vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten als federführendem
Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einver-
ständnis? – Jawohl. Dann ist es so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Dring-
lichkeitsanträge. Ich lasse zunächst in einfacher Form
über den Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/14132 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
abstimmen. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der SPD und der FREI-
EN WÄHLER. Gegenstimmen! – Das ist die CSU-
Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? – BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Wir kommen zu dem Dringlichkeitsantrag auf Druck-
sache 17/14104; das ist der Antrag der Fraktion der

FREIEN WÄHLER. Hierzu ist namentliche Abstim-
mung beantragt. Wir beginnen jetzt. Fünf Minuten! – 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Nur eine kurze In-
formation, da viele nachfragen, wie es weitergeht: Es
müssen noch Formalien aufgerufen und protokolliert
werden. Einige müssen noch hierbleiben, zumindest
die Geschäftsführung. Dann machen wir mit der Ta-
gesordnung Schluss. Aber diejenigen, die es eilig
haben, können eigentlich schon gehen; Abstimmun-
gen gibt es keine mehr.

(Namentliche Abstimmung von 17.41 bis
17.46 Uhr)

Die fünf Minuten sind um. Die Stimmen werden
außerhalb des Sitzungssaales ausgezählt. 

Bis wir das Ergebnis bekommen, gebe ich noch be-
kannt, dass die Dringlichkeitsanträge auf den Druck-
sachen 17/14105, 17/14107, 17/14108, 17/14109 und
17/14110 sowie auf den Drucksachen 17/14133,
17/14134 und 17/14135 in die zuständigen federfüh-
renden Ausschüsse verwiesen werden. 

Die offenen Tagesordnungspunkte von heute werden
in der nächsten Sitzung abgearbeitet. Tagesordnungs-
punkt 6 wird voraussichtlich erst im Januar 2017 auf-
gerufen. 

Wir warten das Ergebnis der Auszählung ab. Dann
werden Sie entlassen. – Ich gebe das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag
der Abgeordneten Aiwanger, Streibl, Dr. Herz und an-
derer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend
"Landwirten in Zeiten der Preiskrise besser beistehen
– Preisdumping nicht auf dem Rücken der Landwirte
austragen!", Drucksache 17/14104, bekannt: Mit Ja
haben 46 gestimmt, mit Nein haben 70 gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Antrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Ich schließe die Sitzung und wünsche noch einen
schönen Abend.

(Schluss: 17.49 Uhr)
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und 
Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Florian von Brunn, 
Klaus Adelt u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/14109 

Reform der Lebensmittelüberwachung: Transpa-
renz und echte Reformen statt Desinformation, 
Bürokratieaufbau und Selbstbedienung  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ dem Landtag umgehend schriftlich zu berich-
ten, für welche Bereiche die geplante neue 
Kontrollbehörde für Lebensmittelsicherheit 
und Veterinärwesen zuständig sein soll, 

─ mit welcher fachlichen Begründung die Be-
hörde in Südbayern gerade in Erding, im 
Stimmkreis der Staatsministerin für Umwelt 
und Verbraucherschutz, angesiedelt werden 
soll, 

─ welche Fach- und Vollzugszuständigkeiten die 
neue Behörde für Betriebe in kreisfreien Städ-
ten erhalten soll, und 

─ welche „komplexen Betriebe“ sie überwachen 
soll (u.a. Art und Anzahl). 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, in 
dem o.g. Bericht zu erläutern 

─ warum sie bei der Organisationsreform von 
den Vorschlägen des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofs (ORH) in seinem „Gutachten 
zur Struktur und Organisation des amtlichen 
Veterinär-wesens und der Lebensmittelüber-
wachung“ abweicht, 

─ welche Rolle und Funktion die Spezialeinheit 
Lebensmittelsicherheit des Landesamts für 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) 
in Zukunft haben soll. 

Außerdem ist dem Landtag umgehend schriftlich 

─ über den aktuellen Umsetzungsstand des 
vom ORH vorgeschlagenen „13-Punkte-
Programms“, 

─ und über die Ergebnisse etwaiger Personal-
bemessungen (Personalbedarfsanalysen) 
sowohl für die geplante neue Kontrollbehörde 
als auch für das LGL, insbesondere den La-
borbereich, sowie für die Kontrollbehörden an 
den Landratsämtern, zu berichten. 

Falls bis dato keine umfassende Personalbemes-
sung stattgefunden hat, ist diese zeitnah durchzu-
führen, und dem Landtag darüber im unmittelba-
ren Anschluss daran schriftlich zu berichten.“ 

Berichterstatter: Florian von Brunn 
Mitberichterstatterin: Tanja Schorer-Dremel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz fe-
derführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 60. Sitzung am 
24. November 2016 beraten und e i n s t i m -
m i g  in der in I. enthaltenen Fassung Zustim-
mung empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rin-
derspacher, Florian von Brunn, Klaus Adelt, Harry 
Scheuenstuhl, Herbert Woerlein, Inge Aures, Volk-
mar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaff-
mann, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Susann 
Biedefeld und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/14109, 17/14874 

Reform der Lebensmittelüberwachung: Transpa-
renz und echte Reformen statt Desinformation, 
Bürokratieaufbau und Selbstbedienung  

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ dem Landtag umgehend schriftlich zu berichten, 
für welche Bereiche die geplante neue Kontrollbe-
hörde für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwe-
sen zuständig sein soll, 

─ mit welcher fachlichen Begründung die Behörde in 
Südbayern gerade in Erding, im Stimmkreis der 
Staatsministerin für Umwelt und Verbraucher-
schutz, angesiedelt werden soll, 

─ welche Fach- und Vollzugszuständigkeiten die 
neue Behörde für Betriebe in kreisfreien Städten 
erhalten soll und 

─ welche „komplexen Betriebe“ sie überwachen soll 
(u.a. Art und Anzahl). 

Die Staatsregierung wird weiterhin aufgefordert, in 
dem o.g. Bericht zu erläutern 

─ warum sie bei der Organisationsreform von den 
Vorschlägen des Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs (ORH) in seinem „Gutachten zur Struk-
tur und Organisation des amtlichen Veterinärwe-
sens und der Lebensmittelüberwachung“ ab-
weicht, 

─ welche Rolle und Funktion die Spezialeinheit Le-
bensmittelsicherheit des Landesamts für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit (LGL) in Zukunft 
haben soll. 

Außerdem ist dem Landtag umgehend schriftlich 

─ über den aktuellen Umsetzungsstand des vom 
ORH vorgeschlagenen „13-Punkte-Programms“ 
und 

─ über die Ergebnisse etwaiger Personalbemes-
sungen (Personalbedarfsanalysen) sowohl für die 
geplante neue Kontrollbehörde als auch für das 
LGL, insbesondere den Laborbereich, sowie für 
die Kontrollbehörden an den Landratsämtern  

zu berichten. 

Falls bis dato keine umfassende Personalbemessung 
stattgefunden hat, ist diese zeitnah durchzuführen, 
und dem Landtag darüber im unmittelbaren Anschluss 
daran schriftlich zu berichten. 

 

Die Präsidentin 

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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